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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat ohne 
mündliche Verhandlung durch den Vorsitzenden Richter Mai 
und die Richter Henkel, Fuchs * Dr. Thumm und Fortmann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 14. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf vom 30. Mai 1969 
aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird 2ur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die außergerichtlichen Kosten der Revi­
sion, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.
Das Revisionsverfahren ist gebühren- und 
auslagenfrei.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die 1937 in Krakau geborene jüdische Klägerin ge­
langte nach der Flucht aus dem Ghetto Krakau mit ihrer 
Mutter im November 1943 nach Budapest. Ihr Vater starb 
1945 in einem Konzentrationslager. Etwa 1946 ging sie 
mit ihrer Mutter nach Wien. Seit 1949 lebt sie in Israel.
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Zeitungen, der Besitz einer deutschsprachigen Biblio­
thek, der Besuch einer Schule mit deutschsprachigen 
Kursen sowie deutscher Veranstaltungen und Vorträge 
begründeten allein nicht die Zugehörigkeit zum deut­
schen Sprach- und Kulturkreis. Entscheidend sei, ob 
die Mutter sich diesem Kreis so verbunden gefühlt 
habe, daß sie den Traditionen, Wertvorstellungen und 
Gebräuchen des deutschen Volkes naher gestanden habe 
als jenen der jüdischen oder einer anderen Gruppe 
ihres Heimatlandes. Hierbei sei von Bedeutung, daß 
die Klägerin Lind ihre Mutter bis zu ihrer verfolgungs­
bedingten Flucht in Krakau gelebt hätten. 50 % der Be­
völkerung Galiziens, zu dem Krakau gehört habe, seien 
Juden gewesen. Diese hätten in Polen eine eigene natio­
nale Minderheit gebildet. Auch das Verhalten der Mut­
ter ab 1946 lasse nicht den Schluß zu, daß sie früher 
dem deutschen Sprach- und Kulturkreis angehört habe.

Diese Erwägungen begegnen durchgreifenden recht­
lichen Bedenken.

Die Auffassung des Berufungsgerichts, weil die 
Klägerin noch minderjährig gewesen sei, als sie 1946 
die Vertreibungsgebiete verlassen habe, sei im Rahmen 
des § 150 BEG die Zugehörigkeit ihrer Mutter als ihrer 
gesetzlichen Vertreterin zum deutschen Sprach- und Kul­
turkreis entscheidend, ist unzutreffend. Das Bundesver­
waltungsgericht hat allerdings in seiner Entscheidung 
RzW 1968, 91 Nr. 33 ausgeführt, für die Frage, ob ein 
Minderjähriger sich im Sinne des § 6 BVFG zum deutschen 
Volkstum bekannt habe, komme es auf das Verhalten seines

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  6 -

macht hat, müssen dafür nicht erfüllt sein. Nach den 
vom Bundesgerichtshof RzW 1970, 503 im einzelnen dar­
gelegten Grundsätzen hat das Berufungsgericht den Sach­
verhalt nicht geprüft. Es hat insbesondere nicht die 
Frage gestellt und beantwortet, ob die Mutter der Klä­
gerin und infolgedessen diese selbst sich im persön­
lichen Bereich der deutschen Sprache bedienten, als 
sie 1946 die Vertreibungsgebiete endgültig verließen.

Dr Thumm
Mai Henkel

Portmann
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